8  BUDGET - ÖFFENTLICHER HAUSHALT

e  – Budget, budget policy

Das Budget ist jener Teil des Staatswirtschaft, der in einem öffentlichen Haushaltsplan zahlenmäßig erfasst ist. In Österreich budgetieren die Gebietskörperschaften Bund, Land und Gemeinde in eigenen Haushaltsplänen, die im wesentlichen durch den Finanzausgleich beeinflusst werden. 

Der Staat im Wirtschaftskreislauf

Wie wir oben schon erfahren haben, spielt der Staat in jeder Volkswirtschaft eine bedeutende Rolle. Er ist zugleich größter Nachfrager und, was z.B. die Infrastruktur eines Landes betrifft, der größte Anbieter (wie etwa beim Arbeitsangebot). Auf Grund seiner Beziehungen zu Unternehmen und privaten Haushalten hat er Einnahmen und Ausgaben. 
Die öffentlichen Haushalte finanzieren sich im allgemeinen durch Zwangsabgaben wie Steuern und Gebühren. Güter, die der Staat anbietet, werden i.d.R. ohne individuelle Gegenleistung zur Verfügung gestellt.



Den größten Anteil bei den Staatseinnahmen stellen die Steuern dar. Wir Unterscheiden dabei:

Direkte Steuern, sie werden i.d.R. von den privaten Haushalten aus den für ihre Arbeitsleistung erzielten Einkommen abgeführt. (Lohnsteuer, Einkommensteuer u.a.). 


Indirekte Steuern werden von den Unternehmen an den Staat (über das Finanzamt) abgeführt.


Beispiel

Unternehmen kassieren Umsatzsteuer vom Verbraucher. Bei der Gewinnberechnung wird die  Steuer von seinem Einkommen abgezogen und an das Finanzamt überwiesen. Der Verbraucher zahlt nicht direkt an das Finanzamt sondern auf dem Umweg über den Verkäufer einer Ware (Mineralölsteuer, Tabaksteuer, Zölle u.a.).

8.1 Budgetpolitik

Der öffentliche Haushalt ist u. a. ein konjunkturpolitisches Instrument. Durch Staatseinnahmen und Ausgaben wird auch  Geldschöpfung bzw. Geldvernichtung betrieben. (Siehe Kapitel Geld und Währung). Der Wirtschaftsprozess wird beeinflusst, wenn durch Finanzgesetze Steuern festgelegt werden, die zur  Abschöpfung überschüssiger Liquidität bei den Wirtschaftssubjekten führen, oder durch Erhöhung der Staatsausgaben dem Wirtschaftskreislauf Geld zugeführt wird. Finden diese Maßnahmen gegen den Konjunkturverlauf statt, wird antizyklische Budgetpolitik betrieben. In diesem Sinn ist die Budgetpolitik Teil der Finanzpolitik, zu der auch die Einhebung der Steuern gehört. 

Die folgenden Ausführungen sind unter dem Aspekt ihrer budgetpolitischen Bedeutung zu verstehen.

Funktionen des Budgets

Die Bevölkerung hat verschiedene Bedürfnisse; durch Einrichtung und Verbesserung der Infrastruktur, wie etwa durch den Bau öffentlich finanzierter Krankenhäuser wird das Bedürfnis nach sozialer Wohlfahrt oder durch Gehaltszahlung für Polizeibeamte das nach Sicherheit befriedigt.

Einkommen und Vermögen werden umverteilt, z.B. durch Transferleistungen an private Haushalte wird  kinderreichen Familien finanzielle Unterstützung zugesprochen.

Wirtschaftliche Veränderungen wie z.B. durch Konjunkturschwankungen können über das Staatsbudget beeinflusst werden. Die Regierung kann ihr wirtschaftspolitisches Programm durch Einbindung des Budgets in gesamtwirtschaftliche Stabilisierungsziele darauf abstellen. Das geschieht z.B. durch antizyklische Budgetpolitik (siehe Kapitel Konjunktur und Wirtschaftswachstum).

Der Haushaltsplan besitzt darüber hinaus eine bedeutende Grundfunktion, nämlich verbindliche Entscheidungen über Einnahmen und Ausgaben herbeizuführen, die zur Finanzierung staatlicher Maßnahmen für die gesamte Gesellschaft dienen.

Erfahrungsgemäß werden in der Zielfindung auch die Öffentlichkeit, Reaktionen der Medien, der Verbände, politischer Parteien und sonstiger Lobbyisten berücksichtigt. Dadurch ist das Budget Ausdruck einer Vielzahl politischer Kompromisse, die in einer Demokratie zur Konsensbildung und Konfliktregelung beitragen.
8.2 Budgetkreis

Die Staatsvorhaben werden im Rahmen des Haushaltsplanes aufeinander abgestimmt. Die budgetinterne Koordination wird z. B. von den in Regierung und Parlament damit befassten Bundesorganen wahrgenommen, die gesetzlich zur Mitwirkung am Haushaltsplan berufen sind. 















8.3 Haushaltsgrundsätze
Grundsatz der Vorherigkeit bedeutet, dass das Budget vor seinem Inkrafttreten zu beschließen ist. Aus Gründen  schlechter Organisation bzw. problematischer Beziehungen zwischen Regierung und Parlament oder aus Anlass eines Regierungswechsels kann es zu verspäteter Beschlussfassung kommen. In den meisten Staaten gibt es jedoch Regeln einer vorläufigen Haushaltsführung. In Österreich gilt, dass der Entwurf des Bundesbudgets für das folgende Finanzjahr spätestens zehn Wochen vor Ablauf des Finanzjahres dem Parlament übermittelt werden muss. Kann das Finanzgesetz im Nationalrat nicht rechtzeitig beschlossen werden, können Ausgaben längstens während der ersten vier Monate des neuen Kalenderjahres gemäß dem Entwurf geleistet werden.

Grundsatz der Öffentlichkeit fordert, dass die Öffentlichkeit in den Entscheidungsprozess eingebunden wird und über die Finanzlage und das Regierungsprogramm ausreichend in Kenntnis gesetzt wird. Dies ermöglicht den privaten Wirtschaftssubjekten sich rechtzeitig auf beabsichtigte Maßnahmen einzustellen. Parlament  und Regierung handeln im Auftrag der Wähler, es sollte daher selbstverständlich sein, dass Private und Unternehmungen Ausmaß, Inhalt und Wirkungen des Budgets erkennen können.

Grundsatz der Regelmäßigkeit der Budgeterstellung verlangt, dass Budgetperioden jährlich, in letzter Zeit mit Ausdehnung auf  zwei Jahre, geplant werden.

Grundsatz der Budgeteinheit: Alle vorgesehenen Einnahmen und Ausgaben sind in einem einzigen Haushaltsplan darzustellen. Dem Prinzip entsprechend, darf es keine Sonder- oder Nebenhaushalte geben. 

Grundsatz der Genauigkeit heißt, dass Einnahmen und Ausgaben so zu veranschlagen sind, wie sie aller Voraussicht nach zu Stande kommen. Da es sich vor allem bei den Einnahmen nur um Schätzungen handeln kann, sollen z.B. durch eine möglichst genaue Konjunkturprognose und durch Verbesserung der Finanzstatistik Fehleinschätzungen  vermieden werden.

Grundsatz der Vollständigkeit bedeutet, dass alle Einnahmen und Ausgaben des Staates zu erfassen sind.

Grundsatz der Klarheit des Budgets sieht eine zielgerichtete und zweckmäßige Aufgliederung der Einnahmen und Ausgaben vor. In vielen Ländern wird sowohl das Budget nach seinem Einfluss auf den Wirtschaftskreislauf als auch nach Aufgabenbereichen gegliedert, dargestellt.

Schließlich bestimmt das Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG), dass „Bund, Länder und Gemeinden bei ihrer Haushaltsführung  die Sicherstellung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts anzustreben haben“.

8.4 Kreditfinanzierung – Budgetdefizit

e- Budget deficit

Der Haushaltsplan muss formal immer ausgeglichen sein. Ausgaben können nicht immer zur Gänze durch Einnahmen  gedeckt sein. Zum formalen Ausgleich des Haushalts sind für alle Ausgaben Finanzierungsmittel vorzusehen. Diese können durch Kreditaufnahme bereitgestellt werden. In Österreich kann der Finanzminister bis zum Betrage des Abganges im Budget Finanzschulden eingehen. Sowohl für außerplanmäßige Ausgaben als auch für überplanmäßige Ausgaben ist eine bundesfinanzgesetzliche Ermächtigung erforderlich. Die Regierung hat jedoch auf den Grundsatz des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts Rücksicht zu nehmen und bei der Bedeckung öffentlicher Vorhaben  mit Zurückhaltung (Sparen) oder Erhöhung der privaten Leistungen an den Staat (Steuererhöhung) vorzugehen.

Die zunehmende Staatsverschuldung der letzten Jahrzehnte ist jedoch überwiegend auf Kreditfinanzierung vieler Staatsvorhaben und deren Folgekosten (Zinsendienste, Tilgungsbeträge) zurückzuführen, die jährlichen Ausgabenüberschreitungen (Nettodefizite) erhöhten sukzessive den Finanzschuldenstand. 

=


= 

8.4.1 Entwicklung des Nettodefizits des Bundes

Um den Konvergenzkriterien der EWU zu entsprechen und dem Reformbedarf im öffentlichen Bereich, wurden in Österreich seit 1996/97 mehrere „Sparpakete“ beschlossen. Das Nettodefizit des Bundes, das 1995 noch 5 % des BIP betrug, konnte auf 2,5% (1999) zurückgeführt werden.

Der Staat kann die Kreditaufnahme im Inland oder im Ausland vornehmen. Durch Inflation verringert sich der reale Wert der Inlandsverschuldung des Staates. Eine Verringerung der Auslandsverschuldung hängt von der Wechselkursentwicklung ab.

Beispiel
	
	Wert nominell
	Wert real

	Finanzschuldenstand am 1. Jänner 
	1.000 Mrd.
	1.000 Mrd.

	Nettodefizit im gleichen Jahr
	  100 Mrd.
	

	Nettodefizit  bei Inflationsrate von 20 %
	
	   80 Mrd.

	Finanzschuldenstand am 31. Dezember
	1.100 Mrd.
	1.080 Mrd.


Anmerkung:

Der errechnete Realwert zum Jahresende ist nur angenähert, die reale Wertveränderung des anfänglichen Finanzschuldenstandes kann hier aus Gründen der besseren Überschaubarkeit nicht berücksichtigt werden, obwohl sie den realen Wert am Jahresende zusätzlich verringert.

Bei einer Inflationsrate, deren Ausmaß den Betrag der Nettoverschuldung übersteigt, z.B. 20 Prozent, sinkt der reale Wert der Finanzschulden, obwohl der nominelle steigt. Da der Staat meist langfristig gebundene Kredite in Form von Anleihen mit fester Verzinsung aufnimmt, bewirkt eine höhere Inflationsrate eine Verringerung des Schuldendrucks. Verlierer sind die Zeichner der Anleihen.

8.4.2 Entwicklung des Allgemeinen Haushalts des Bundes von 1991 – 2000

Das Nettodefizit (Nettobudgetabgang) ist im Vergleich mit den budgetierten Gesamtausgaben des Bundes zu bewerten. Die Differenz zwischen Nettodefizit und Gesamtausgaben stellt die Einnahmen dar.
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(Quelle: BMF, 2000, Angaben in Mio. ATS)

8.5 Begriff und Ursachen der Staatsverschuldung


Folgende Unterscheidung ist bedeutsam, weil diese Schulden haushaltswirksame Schulden darstellen:


Wie z. B. die Emission von Bundesanleihen. Sie sind echte Haushaltsdefizite, die über die Kreditaufnahme finanziert werden. Sie stellen die eigentliche Staatsschuld dar.


Wie Zahlungsverzögerungen beim Rechnungsausgleich. Sie sind kurzfristig, noch offene Verbindlichkeiten, die bei der Abwicklung laufender Geschäfte entstehen und nach Eintreffen der Zahlung beim Schuldner untergehen.

Ursache der Staatsverschuldung ist vielfach der Wunsch der Bevölkerung, Daseinsrisiken der Allgemeinheit aufzubürden.  

Zum Beispiel soll der Staat

- Arbeitsplätze garantieren 


              durch Vergabe von Staatsaufträgen
- den Tourismus unterstützen



  durch Fremdenverkehrsförderung
- den Agrarbereich subventionieren


 durch Stützung der Agrarpreise
- die Renten sichern




 durch Aufwand öffentlicher Mittel.
Eine weitere Ursache ist die Übernahme von Bundeshaftungen durch den Staat.  Ständig wachsende Aufgabenbereiche führen zu staatlichen und halbstaatlichen Institutionen, die bedeutende Finanzierungsaufgaben darstellen. In diesen Fällen ist der Bund betroffen, wenn Verbindlichkeiten, für die er als Bürge haftet, von den beteiligten Einrichtungen nicht bezahlt werden können.  Es geht dabei z.B. um Haftungszusagen

- bei der Ausfuhrförderung                           - beim Straßenbau

- bei der Erdölbevorratung                            - bei der Energiewirtschaft

- bei verstaatlichten Unternehmungen.
Finanzschuldenstand

Aus der  akkumulierten  Kreditaufnahme der Vergangenheit entsteht die Staatsverschuldung.




8.6  Entwicklung der öffentlichen Finanzen

Die Finanzschuld des Bundes ist auch in den letzten zwei Jahrzehnten zum Teil stark gestiegen.  Betrug sie 1982 noch 342 Mrd. Schilling, so stieg sie bis 2000 auf nahezu 1,8 Billionen ATS, das sind mehr als 225 % des gegenwärtigen Bundesausgabenbudgets.

Überblick 1997 bis 1999
	Staatsschulden in Mrd. ATS
	1997
	1998
	1999

	Bund
	1.451,0
	1,502,3
	1,591.0

	Außerbudgetäre Einheiten
	20,8
	17,8
	17,1

	Länder
	60,9
	59,3
	57,5

	Wien
	31,7
	29,3
	28,0

	Gemeinden
	47,3
	48,1
	49,0

	Insgesamt
	1.611,7
	1.65619
	1.742,6


Quelle: Statistik Austria 2000 / Die angeführten Daten entsprechen den Kategorien des Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG 1995).
Anmerkung

Außerbudgetäre Einheiten sind Finanzschulden, die der Bund eingeht, ohne sie im Budget als Bundesschuld auszuweisen. Der Bund haftet für diese Verbindlichkeiten, die von Gesellschaften und Fonds des Staates aufgenommen wurden.
1999 stiegen die Staatsausgaben und das öffentliche Defizit in absoluten Zahlen schwächer als das Bruttoinlandsprodukt (BIP), sodass beide Quoten zurückgingen (Staatsausgaben, in % des BIP 1998: 54,1, 1999: 53,7, öffentliches Defizit in % des BIP 1998: 2,5 , 1999: 2,0).

Die Gesamtabgabenquote, die 1998 einen historischen Höchstwert von 44,6 % des BIP  erreicht hatte, blieb 1999 konstant.  Der 1996 begonnene Rückgang der Verschuldungsquote konnte 1999 nicht fortgesetzt werden.  Vor allem aufgrund von Aufwertungen der Fremdwährungsverbindlichkeiten stieg diese Quote von 63,5 % des BIP (Ende 1998) auf 64,9 % (Ende 1999).

Anmerkung
Die Gesamtabgabenquote setzt sich aus Steuern und Sozialbeiträgen, das sind Einnahmen des Staates und der EU-Institutionen, zusammen.
Die Zunahme bei den Staatseinnahmen (40,5 Mrd.  ATS bzw. 3,0 %) resultiert im Wesentlichen  aus dem zusätzlichen Steueraufkommen (22,1 Mrd.  ATS).  Mehreinnahmen gab es insbesondere bei der Mehrwertsteuer (1 3,1 Mrd.  ATS) und der Lohnsteuer (1 2,2 Mrd.  ATS), geringere Einnahmen hingegen bei der Körperschaftssteuer (6,7Mrd.  ATS).  Die Einnahmen aus Sozialversicherungsbeiträgen (einschließlich der Pensionsbeiträge der Beamten) stiegen um 11,2 Mrd.  ATS.

Staatsbankrott


Bekämpfung der Staatsverschuldung - Lösungsmöglichkeiten:

· Budgetkonsolidierung
durch Einnahmenerhöhung: höhere Steuern und Abgaben

durch Ausgabensenkung: durch Verringerung der Staatsleistung, z. B. Abbau von Subventionen, Sozialleistungen, Beamten usw.

· Verzicht auf außerbudgetäre Sonderfinanzierung
Der Bund haftet für Zinsen und Tilgung, die „endlastig“ vereinbart, die Folgegeneration stärker trifft!

· Stärkere Inflation
Der Schuldenstock verliert real an Substanz bei nur monetär - ohne Indexbindung - vereinbarten Schulden.

· Verkauf  vorhandener staatlicher Vermögenswerte
Die Erhaltung bestimmter staatlicher Vermögenswerte kostet häufig mehr, als sie einbringen.  Der Veräußerungsertrag stärkt gegebenenfalls die Staatsfinanzen.

Durch die Kombination der angeführten Lösungsmöglichkeiten können einseitige Finanzentwicklungen verhindert werden.

8.7  Bundesausgaben
Die Ausgaben der Republik Österreich werden hier am Beispiel des Haushalts 2000 dargestellt.  Die Gesamtausgaben können sowohl nach Ressorts gegliedert als auch in funktioneller Gliederung dargestellt werden.

Für bestimmte Ausgaben gilt, dass sie ohne Gegenleistung des Empfängers erfolgen.

Beispiele


Private Haushalte beziehen Sozialrenten oder Pensionen








    Transferzahlungen
Unternehmen erhalten Subventionen




	GESAMTAUSGABEN DES BUNDES 2000

	Funktionelle Gliederung                                                  Allgemeiner  Haushalt

                                                                               in Mrd. ATS                  in Mrd. Euro

	Erziehung und Unterricht
	76,184

	5,536

	Forschung und Wissenschaft
	31,606
	2,297

	Kunst, Kultur
	8,344
	0,606

	Gesundheit
	28,079

	2,040

	Soziale Wohlfahrt
	213,646
	15,526

	Wohnungsbau
	25,093
	1,823

	Straßen
	6,667
	0,484

	Sonstiger Verkehr
	77,376
	5,623

	Land- und Forstwirtschaft
	21,228
	1,542

	Energiewirtschaft
	82
	5,954

	Industrie und Gewerbe (einschl. Bergbau)
	14,439

	1,049

	Öffentliche Dienstleistungen
	4,965
	0,360

	Private Dienstleistungen
	3,177
	0,230

	Landesverteidigung
	21,949
	1,595

	Staats- und Rechtssicherheit
	29,960
	2,177

	Übrige Hoheitsverwaltung
	218,511
	15,879

	Summe
	781,324
	56,781


Quelle: BMF/2000

8.8
Finanzausgleich
e - intergovernmental (fiscal) relations


Dabei werden die


   und die

gesetzlich festgelegt.




Anmerkung
Überschneidungen zwischen vertikalem und horizontalem FA sind möglich.
Systeme vertikaler Steuerverteilung

Im Wesentlichen bieten sich zwei Systeme an:

· Trennsystem: jede zur Steuereinhebung berechtigte Gebietskörperschaft nimmt vom 

Steuerpflichtigen nach ihrem Finanzbedarf.

- Verbundsystem: Nur eine Gebietskörperschaft nimmt vom Steuerpflichtigen und verteilt nach einem Verteilungsschlüssel auf die anderen Gebietskörperschaften.

Um Vor- und Nachteile auszugleichen, werden in der Praxis häufig Mischsysteme verwendet.

In Österreich heben Bund und Gemeinden Steuern ein.  Die von der Gemeinde eingehobenen Steuern verbleiben der Gemeinde.  Die vom Bund eingehobenen werden nach dem im Finanzausgleichsgesetz beschlossenen Verteilungsschlüssel auf Bund, Länder und Gemeinden aufgeteilt.



Aufteilung auf   


                                                


Durch Aufteilung der Mittel für die Gebietskörperschaften soll die Erfüllung der Staatsaufgaben bestmöglich verwirklicht werden.  Die Höhe des Betrages, den jede Gemeinde erhält, ist von ihrer Einwohnerzahl abhängig.  Der abgestufte Bevölkerungsschlüssel ist eine von mehreren Möglichkeiten, die zur Aufteilung der Abgabenerträge auf die Gebietskörperschaften vorgesehen ist.

Durch Ausgleichszuweisungen sollen Ungleichgewichte zwischen Finanzbedarf und Deckung beseitigt oder gemildert werde.  Lenkungszuweisungen sind Zweckzuweisungen, die das Verhalten der Zuweisungsempfänger verändern sollen.  In diesem Fall handelt es sich daher um Zuweisungen mit Verwendungsauflagen.

8.9 Grenzen der Staatsschuld

Der Bundesminister für Finanzen ist gemäß Bundesfinanzgesetz ermächtigt, "bis zum Betrage des Abganges Finanzschulden bei inländischen und ausländischen Gläubigern einzugehen".  Die Höhe der Staatsschuld ist jährlich über Beschluss des Nationalrates festzustellen, bedeutsam ist das Bruttodefizit, das sich aus der Tilgung und zum überwiegenden Teil aus Zinsen, Spesen und Neuverschuldung zusammensetzt.

Zur Ermittlung der Gesamtverschuldung eines Staates bietet sich das Standardsystem der OECD an, das die Gesamtschuld der Gebietskörperschaften einschließlich der Gemeindeverbände und der Sozialversicherungskörper, Kammern und Fonds erfasst.

Gegenwärtig wird die Staatsverschuldung im Verhältnis zum Volkseinkommen (bzw.  BIP) gesehen.  Dabei wird die ökonomische Wirkung der Staatsschuld im Zusammenhang mit dem Volkseinkommen, der Ersparnisbildung, der Kapitalmarktergiebigkeit u.a. bewertet.


Zur Bemessung der Staatsschuld werden u.a. folgende Kennzahlen herangezogen:


- der Schuldendienst in Prozent des Nettoabgabenerfolges,

Anmerkung

Nettoabgabenerfolg ist der dem Bund nach Abzug der Steueranteile anderer Gebietskörperschaften verbleibende Anteil.
- Zinsensteuerquote,

- 
Anteil der Finanzschuld am Budgetvolumen,

-
 die Neuverschuldung in Prozent des Budgetvolumens,

-
 die Pro-Kopf-Verschuldung der Bevölkerung,

-
 das Verhältnis Staatsverschuldung zum BIP.

8.10 Finanzierungsarten

 Die Finanzierung staatlicher Aufgaben kann auf zwei Arten erfolgen:
Die Kreditfinanzierung ermöglicht eine gleichmäßige Belastung mehrerer Generationen in Form der intertemporalen Lastenverteilung.  Die Aufnahme langfristiger Kredite wird damit gerechtfertigt, dass kapitalintensive, langlebige Investitionen auch späteren Generationen zu Gute kommen.  Gegenwärtige Steuerzahler werden entlastet, künftige tragen die Belastungen mit.
8.10.1 Auslandsfinanzierung der Staatsschuld

Aufgabe des Schuldenmanagements ist es, Schuldaufnahmen im Ausland so durchzufahren, dass Kursverluste und Aufwendungen für Zinsen minimiert werden.  Gleichermaßen bedeutsam ist die Festlegung der Laufzeit.

Zwei Finanzierungsformen herrschen vor:

-
Kapitalaufnahme durch Emission auf ausländischen Märkten,

-
Finanzierung auf Euromärkten.

Die Republik Österreich kann auf internationalen Märkten direkt auftreten, dh, die Bundesregierung ist als Kreditnehmer nicht an die Bewilligung durch die 0eNB gebunden.

8.10.2 Inlandsfinanzierung der Staatsschuld

-
Bundesschatzscheine sind kurz- bis mittelfristige, flexible Finanzierungsinstrumente des Bundes.  Sie werden zum Beispiel zur Finanzierung von Bundesstraßen und Autobahnen verwendet.

-
Bundesobligationen werden ausschließlich von Kreditunternehmen übernommen.  Sie sind wie die Anleihen Einmalemissionen.

-
Bundesanleihen stellen die traditionelle Finanzierungsform der Staatsschulden dar.  Der

Staat gelangt über die Fremdemission rasch und kalkulierbar in den Besitz des Geldes.

-
Bundesdarlehen sind Bankkredite.  Der Bund finanziert über die Aufnahme von Einzeldarlehen bestimmte Infrastrukturinvestitionen, wie z.B. den Hochschulbau, Krankenhäuser u.ä.

-
Sonderfinanzierungen des Bundes: Durch spezielle Finanzierungsformen werden die Wesensmerkmale der Finanzschuld vermieden.  Leasingverpflichtungen des Bundes stellen beispielsweise keine kapitalmäßige Belastung dar, sie werden lediglich als Ausgaben laufender Haushaltsgebarung ausgewiesen.  Die wirtschaftlichen Auswirkungen entsprechen jedoch jenen einer Staatsverschuldung, da das Finanzierungspotenzial der Kreditinstitute bzw. des Kapitalmarkts berührt werden.

-
Notenbankschuld und Versicherungsdarlehen des Bundes: Der Staat kann durch Verschuldung bei der Notenbank Ausgaben finanzieren.  Zunehmend schöpft der Bund das Kapitalmarktpotenzial auch durch Aufnahme von Darlehen des Versicherungsverbandes aus.

Anmerkung

Diese Art der Finanzierung der Staatsschuld ist in Österreich nur begrenzt möglich.
8.11
Staatsschuldenmanagement in Österreich

e - Debt management
f - Le management des dettes publiques
Schuldenmanagement ist
die Einflussnahme auf die Staatsschuld nach Verzinsung, Fristigkeit

und Marktgängigkeit. Je nach wirtschaftspolitischen Zielen dient der Einsatz der Staatsverschuldung zur Unterstützung prozyklischer oder antizyklischer Effekte.

Am Schuldenmanagement  sind folgende Institutionen und Staatsorgane beteiligt:


- der Nationalrat 
durch Genehmigung des Bundesfinanzgesetzes


- der BM f. Finanzen
durch Kreditoperationen des Bundes, Kurspflege etc.


- der Rechnungshof
als finanzielles Kontrollorgan


- die OeNB

steht dem Bund durch Einzelmaßnahmen (zB Eskontierung von





Kassenstärkungsschatzscheinen) zur Verfügung

Dem Bund stehen zwei gesetzliche Beratungsorgane zur Seite:

-
der Staatsschuldenausschuss der Österreichischen Postsparkasse.  In Form von Empfehlungen werden Vorschläge für die Budgetfinanzierung des Folgejahres dem Bundesminister für Finanzen in Verbindung mit dem Finanzschuldenbericht übermittelt.

-
der Kapitalmarktausschuss liefert in einer Vorschau auf das kommende Kalenderjahr Grundlagen für die Planung der Wertpapierfinanzierung des Bundes.

8.12 Öffentliche Haushalte und Europäische Union

Durch die Mitgliedschaft in der Europäischen Union ergeben sich weitere Bestimmungen, die auf die Regierung in der Budgetgestaltung Einfluss nehmen.

Budgetkriterien 
Die Richtlinien zur Budgeterstellung gelten für alle Mitgliedstaaten. Sie sind Teil der Konvergenzkriterien, die schon vor dem Beitritt eines Landes zu erfüllen sind. Sie dienen vor allem der wirtschaftlichen Stabilität der Volkswirtschaften.



Da der Wert des Euro in engem Zusammenhang mit der Wirtschafts-. Geld- und Budgetpolitik der Mitgliedsländer steht, sind im Stabilitäts- und Wachstumspakt des Rates der EU weitere Bedingungen enthalten, die eine undisziplinierte Finanzpolitik verhindern sollen (Siehe Kapitel „Geld und Währung“).
BUDGET





Einnahmen


Steuern


Gebühren


Beiträge


Sonstiges





Ausgaben


Leistungen (Infrastruktur)


Sozialtransfers


Subventionen


Sonstiges





1. Phase:


Regierung








Die obersten Bundesbehörden (Ministerien) werden vom Finanzminister eingeladen, auf Basis der Budgetrichtlinien ihren Finanzierungsbedarf für den folgenden Haushaltszeitraum zu  erstellen. Dabei sind auch die  Bedarfsangaben nachgeordneter Dienststellen zu berücksichtigen. 





5. Phase:


Parlament








Der Rechnungshof prüft nach einigen Jahren die Mittelverwendung und    berichtet darüber  dem


Parlament. Damit werden die


Grundlagen der Entlastung der Regierung geschaffen, es kommt nach Zustimmung durch den Nationalrat  zum Bundesrechnungsabschluss.





2. Phase:


Regierung











In Verhandlungen mit dem Finanzminister werden die Vorschläge einer Prüfung unterzogen und gegebenenfalls den Budgetrichtlinien angepasst. Das Ergebnis der Verhandlungen wird als Bundesvoranschlag vom Ministerrat verabschiedet. Der Voranschlag wird als Regierungsvorlage dem Parlament zugeleitet.











Das Budget tritt durch Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt in Kraft, die Bundesdienststellen sind zum Budgetvollzug verpflichtet.





4. Phase:


Regierung








Nach parlamentarischen Beratungen im Haushaltsausschuss wird der Entwurf im Plenum debattiert, am Ende der dritten Lesung findet  die Abstimmung statt. Nach  Zustimmung des Parlaments und anschließender  Berücksichtigung einiger formeller Erfordernisse liegt das Bundesfinanzgesetz vor. 





3. Phase:


Parlament





Neuverschuldung / Jahr (Schuldenzuwachs)





Nettodefizit











Nettodefizit 


+ 


Schuldentilgung











Bruttodefizit








durch Steuern 		 sie sind direkte finanzielle Lasten für den Nutzungsempfänger





Ausgaben- und Einnahmenverteilung





Aufgabenverteilung





Allokationsfunktion





Distributionsfunktion 





Stabilisierungsfunktion





Politische Funktion





Private Haushalte tragen die Steuerlast, sie sind Steuerschuldner.





Unternehmen sind Steuerschuldner, tragen aber nicht die Steuerlast.





Das Budget ist eine Gegenüberstellung von erwarteten Einnahmen und 


geplanten Ausgaben für eine Haushaltsperiode.





Staatsverschuldung ist das Ergebnis öffentlicher Kreditaufnahme





Finanzschulden





Verwaltungsschulden





Staatsbankrott ist die Zahlungsunfähigkeit eines Landes als Folge der Überschuldung.  Kredite, Anleihen, Sparguthaben ua werden wertlos.  Der Wirtschaftsschaden ist auch für den Einzelnen enorm.





Der Finanzausgleich regelt die finanziellen Beziehungen zwischen den Gebietskörperschaften.





Arten des Finanzausgleichs (FA)





passiver FA





Verteilung der öffentlichen Aufgaben auf die verschiedenen


Gebietskörperschaften





aktiver FA





Verteilung der Einnahmen auf die verschiedenen Gebietskörperschaften


(FA im engeren Sinn)





vertikaler FA





Aufgaben, Ausgaben und Einnahmen werden auf verschiedene Ebenen des Staatsaufbaus verteilt





horizontaler FA





Ausgleich zwischen Finanzkraft und Finanzbedarf einzelner Regionen





Steuereinhebungen durch den Bund (Finanzämter)





Bund





Länder





  Gemeinden





durch Kredite 	sie bilden indirekte Belastungen des Budgets über den Kapitalmarkt





Budgetkriterien





Nettodefizit


Im Defizitkriterium ist festgelegt, dass das Nettodefizit jährlich um maximal 3 % des BIP ansteigen darf. Bei Annäherung an diese Obergrenze wird die Regierung von der Kommission verwarnt.





Staatsverschuldung


Die Staatsverschuldung darf 60 % des BIP nicht überschreiten. Bei Überschreitung kommt es zu Sanktionsmaßnahmen durch die EU.











Staatsverschuldung








Summe der Neuverschuldungen der vergangenen Jahre


abzüglich der Tilgungen
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